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Vorlesung Urheberrecht

Sommersemester 2020
Arbeitspapier 10: Verwertungsgesellschaften

Lösungen:

Fall 1:

P hat Recht, soweit das Verhalten des Z eine urheberrechtliche Vergütungspflicht begründet, die die GEMA geltend machen kann.

I. 
Sofern eine in der Öffentlichkeit wirkende Nutzung des Hörfunks erfolgt, wird das ausschließliche Veröffentlichungsrecht tangiert und eine zusätzliche urheberrechtliche Vergütungspflicht fällig. Fraglich ist also, ob es sich bei dem Abspielen der Radiomusik in den Praxisräumen des Z um eine öffentliche Wiedergabe handelt. 

1. Nach der Legaldefinition in § 15 Abs. 3 UrhG ist die Wiedergabe eines Werkes öffentlich, wenn sie für eine Mehrzahl von Personen bestimmt ist, es sei denn, dass der Kreis dieser Personen bestimmt abgegrenzt ist und sie durch gegenseitige Beziehungen zum Veranstalter persönlich untereinander verbunden sind.
2. Z hat alle Praxisräume mit Lautsprechern ausgestattet. Die Besucher der Praxis kommen zwar häufig aufgrund vorhergehender Terminabsprache; es kann aber auch vorkommen, dass Personen die Praxis ohne Termin, etwa im akuten Schmerzfall, aufsuchen. Damit sind die Praxisräume einer beliebigen Anzahl an Personen zugänglich. Zudem lässt sich zwischen den Praxisbesuchern und dem Arzt keine persönliche Beziehung feststellen.
Demzufolge war es lange Zeit gefestigte Rechtsprechung, dass in dem Abspielen der Radiomusik in einer Praxis eine öffentliche Wiedergabe zu sehen sei, die gesondert zu vergüten wäre (vgl. AG Nürnberg, NJW-RR 1996, S. 683; AG Konstanz, NJW-RR 1995, S. 1325 f.).
Dies hat sich durch das Urteil des EuGH vom 15. März 2012 in der Sache "SCF/Del Corso"  allerdings geändert. Der EuGH bekräftigte dort, dass eine "Öffentlichkeit" nur bei einer unbestimmten Zahl potentieller Adressaten und „recht vielen Personen“ erfüllt sei.Die Patienten eines Zahnarztes bildeten aber üblicherweise eine bestimmte Gesamtheit potentieller Leistungsempfänger, da andere Personen grundsätzlich keinen Zugang zur Behandlung durch den Zahnarzt hätten. Zudem sei die Zahl der Patienten, für die ein Zahnarzt denselben Tonträger hörbar mache, unerheblich oder sogar unbedeutend, da der Kreis der gleichzeitig in der Praxis anwesenden Personen im Allgemeinen sehr begrenzt sei und aufeinander folgende Patienten in aller Regel nicht Hörer derselben Tonträger seien, insbesondere wenn diese über Rundfunk wiedergegeben würden. Dieser Ansicht schloss sich der BGH in der Folgezeit an und verneinte eine Zahlungspflicht des Zahnarztes.
II. 
Somit wird keine zusätzliche urheberrechtliche Vergütungspflicht durch Z’s Verhalten fällig. P hat im konkreten Fall nicht Recht.

Fall 2: 

Die VG Bild-Kunstkönnte einen Schadensersatzanspruch gem. § 97 Abs. 1 UrhG gegen Z haben. Das Museum müsste die der Verwertungsgesellschaft eingeräumten ausschließlichen Nutzungsrechte verletzt haben.

I. Vorraussetzung hierfür ist zunächst eine Eingriffshandlung bezüglich des Schutzgegenstands.

1. Einräumung eines ausschließlichen Nutzungsrechts

Der VG wird durch Abschluss des Wahrnehmungsvertrages mit dem Urheber ein ausschließliches Nutzungsrecht nach § 31 Abs. 3 UrhG eingeräumt. Der Wahrnehmungsvertrag als Verpflichtungsvertrag ist ein urheberrechtlicher Nutzungsvertrag eigener Art mit Elementen des Auftrags  und des Geschäftsbesorgungsvertrags. Die Einräumung des ausschließlichen Nutzungsrechts erfolgt regelmäßig zeitgleich mit Abschluss des Verpflichtungsgeschäfts. Die VG kann nach § 35 Abs. 1 S. 2 UrhG ohne Zustimmung des Urhebers einfache Nutzungsrecht einräumen.

2. Rückruf

Fraglich ist, ob in der Unterzeichnung der Freistellungserklärung durch M ein Rückübertragungsverlangen i.S.d. Wahrnehmungsvertrages zu sehen ist. Problematisch hierbei ist, dass M diese Erklärung nicht gegenüber der VG, sondern gegenüber dem Museum abgibt. Dies spricht gegen eine wirksame Rückübertragung. Weiterhin müsste neben der Erklärung des M als Urheber auch eine Erklärung der VG vorliegen. M hätte seine Rechte durch entsprechende Erklärung von der VG zurück erhalten haben müssen, um diese dann wirksam dem Museum einräumen zu können. Dies ist nicht erfolgt. Da keine wirksame Rückübertragung vorliegt, ist die VG weiterhin Inhaberin der ausschließlichen Nutzungsrechte.

3. Katalogbildfreiheit (§58 Abs. 1 UrhG)

Die Vervielfältigung und Verbreitung der Bilder könnte jedoch auch gem. § 58 Abs. 1 UrhG ohne Zustimmung der VG Bild-Kunstzulässig sein.

§ 58 Abs. 1 UrhG erlaubt u.a. die Vervielfältigung, Verbreitung und öffentliche Zugänglichmachung von öffentlich ausgestellten Werken der bildenden Kunst, soweit dies zur Förderung der Veranstaltung erforderlich ist. Grundsätzlich sind davon auch digitale Offline-Medien wie die CD-ROM erfasst. Dies privilegiert Ankündigungen und Bekanntmachungen. Zweifelhaft ist hier aber, ob der Katalog zur Förderung der Veranstaltung erforderlich ist. Der Abdruck von über 75 großformatigen Farbabbildungen ist nämlich nicht für eine wirksame Bewerbung der Veranstaltung erforderlich.

Auch eine Privilegierung über den § 58 Abs. 2 UrhG ist auszuschließen, da mit dem Katalog zweifellos ein eigenständiger Erwerbszweck verfolgt wird. Das Museum hat demzufolge das ausschließliche Nutzungsrecht der VG Bild-Kunstverletzt.

II. Weiterhin müsste der Eingriff auch schuldhaft erfolgt sein. Nach der Vorsatztheorie entfällt bei einem Irrtum über die Rechtslage der Vorsatz. Es bleibt dann jedoch der Fahrlässigkeitsvorwurf. Im Zweifelsfall muss derjenige, der ein fremdes Urheberrecht nutzen möchte, Rechtsrat einholen. Dies hat M nicht getan.
III. Die VG Bild-Kunst hat einen Schadensersatzanspruch aus § 97 Abs. 1 UrhG gegen Z. Es besteht die Wahlmöglichkeit den Schaden konkret zu berechnen, die übliche Lizenzgebühr zu verlangen oder gemäß § 97 Abs. 1 S. 2 UrhG den Verletzergewinn einzuklagen.

IV. Weiterhin hat die VG einen Anspruch gegen Z aus § 816 Abs. 1 S. 2 BGB; dieser besteht alternativ zum Anspruch aus § 97 Abs. 1 UrhG. 

Fall 3 (OLG Düsseldorf, Urteil vom 23.01.2007, Az. I-20 U 38/06):
V hat gegen B einen Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Vergütung aus § 54 Abs. 1 UrhG i.V.m. § 54a Abs. 1 UrhG, wenn es sich bei den Druckern um vergütungspflichtige Geräte im Sinne des § 54a UrhG handelt.

I. Dann müsste der Drucker zunächst ein Werk nach § 53 Abs. 1 und 2UrhG vervielfältigen können. Mithin scheiden solche Kopien vom Anwendungsbereich des § 54a UrhG aus, die der Nutzer bereits aus anderen Gründen herstellen darf, etwa weil es sich um ein gemeinfreies Werk handelt, der Nutzungsrechtsinhaber mit dem Ausdrucken einverstanden ist, oder Kopien, die der Nutzer trotz des § 53 UrhG rechtswidrig herstellt. Aber gerade solche Kopien, die nicht unter § 53 UrhG fallen, bilden den größten Nutzungsbereich eines Druckers. Darunter fallen beispielsweise der Ausdruck gemeinfreier Werke aus dem Internet (beispielsweise Beschreibungen von Waren, AGB, Widerrufsbelehrungen) und der Ausdruck von durch den Nutzer selbst erstellten Schreiben und Fotos. Demnach wird die Frage der Vergütungspflicht von Druckern überhaupt nur in sehr wenigen Fällen relevant.

II. Handelt es sich um eine nach § 53 Abs. 1 und 2 UrhG hergestellte Kopie, müsste es sich bei einem Drucker weiterhin um ein Gerät handeln, das Werkstücke durch Ablichtung oder in einem Verfahren vergleichbarer Wirkung vervielfältigt im Sinne von § 54a UrhG.

Ein Drucker stellt unzweifelhaft eine Vervielfältigung nach § 16 UrhG dar. Im Gegensatz zu § 16 UrhG setzt § 54a Abs. 1 S. 1 UrhG darüber hinaus eine solche Vervielfältigung voraus, die durch Ablichtung oder in einem Verfahren vergleichbarer Wirkung erfolgt. Gerade dies ist aber bei einem Drucker nicht der Fall. Grund dafür ist, dass der urheberrechtlich relevante Vorgang des Vervielfältigens bereits beim Scanner oder PC stattgefunden hat. Es hängt vielmehr vom Zufall ab, ob es überhaupt zu einem Ausdrucken kommt. Auch ist ein Drucker ohne eine vorherige Vervielfältigung im PC nicht in der Lage, das Werk wiederholt auszudrucken.

Ein Drucker ist auch nicht mit einem Faxgerät vergleichbar. Das Faxgerät wandelt die äußere Gestaltung einer Sache in elektronische Signale um, vervielfältigt also. Der Drucker hingegen druckt hingegen elektronischer Signale, die bereits im PC umgewandelt wurden.

Demnach fehlt es bei einem Drucker vollständig an einer „Ablichtung“ oder an einem „Verfahren mit vergleichbarer Wirkung“, sodass ein Drucker kein vergütungspflichtiges Gerät im Sinne von § 54a UrhG darstellt.

III. Eine Vergütungspflicht für Drucker könnte dennoch aus den Grundsätzen über Funktionseinheiten begründet werden. Ein Drucker erfüllt nämlich im Zusammenwirken mit anderen Geräten (beispielsweise Scanner – PC – Drucker) insgesamt die Funktionen, die auch ein Kopiergerät (das Gerät, das dem Gesetzgeber bei der Schaffung des § 54a UrhG vor Augen stand) erfüllt.

Jedoch sprechen praktische Gesichtspunkte dafür, bei Funktionseinheiten die Gerätevergütungspflicht auf die Eingangsgeräte zu beschränken, sodass eine Vergütungspflicht für Drucker, die regelmäßig Ausgangsgeräte darstellen, nicht besteht. Grund dafür ist, dass die Gesamtvergütung für eine Funktionseinheit die für ein Fotokopiergerät nicht übersteigen darf, weil dabei sämtliche Geräte zusammen dieselbe Funktion haben wie ein Kopiergerät. Dies würde jedoch dazu führen, dass die Vergütungspflicht nicht transparent, klar und eindeutig festgelegt werden könnte. Demnach ist die Vergütungspflicht auf die Geräte in der Funktionseinheit zu beschränken, die dem Leitbild eines Fotokopiergerätes am ehesten entsprechen, mithin den sogenannten Eingangsgeräten.

Eine Vergütungspflicht kann demnach auch nicht aus dem Grundsatz über die Funktionseinheit begründet werden.

IV. Demnach stellen Drucker keine vergütungspflichtigen Geräte im Sinne von § 54a UrhG dar. V hat demnach keinen Anspruch gegen B auf Zahlung einer angemessenen Vergütung aus § 54 Abs. 1 UrhG i.V.m. § 54a UrhG.

Fall 4: 
Der BGH hat entschieden, dass die Komponisten der GEMA zwar nicht mit dem Abschluss eines Berechtigungsvertrages in der Fassung des Jahres 1996, wohl aber mit dem Abschluss eines Berechtigungsvertrages in der Fassung der Jahre 2002 oder 2005 sämtliche Rechte einräumen, die zur Nutzung von Musikwerken als Klingeltöne für Mobiltelefone erforderlich sind (der Berechtigungsvertrag in der derzeit neuesten Fassung des Jahres 2007 stimmt insoweit mit dem Berechtigungsvertrag des Jahres 2005 überein). Es bedarf – so der BGH – keiner zusätzlichen Einwilligung des Urhebers, wenn das Musikwerk – wie dies normalerweise der Fall ist – so zum Klingelton umgestaltet wird, wie dies bei Einräumung der Nutzungsrechte üblich und voraussehbar war. Üblich und voraussehbar ist es, dass die Nutzung eines Musikwerkes als Ruftonmelodie dessen Kürzung und digitale Bearbeitung bzw. Umgestaltung erfordert. Desgleichen versteht es sich von selbst, dass ein als Klingelton genutztes Musikstück als Signalton verwendet wird und das Abspielen des Klingeltons durch die Annahme des Gesprächs unterbrochen wird. Es ist schließlich allgemein bekannt, dass der Klingelton in einer stetigen Wiederholung eines kleinen Teilausschnitts bestehen kann und nicht zwingend den Beginn des Musikwerkes wiedergibt. 

Obwohl der BGH die Auffassung des Klägers, es müssten stets GEMA und Komponist der Verwendung als Klingelton zustimmen, nicht bestätigt hat, hatte die Klage Erfolg. Der Kläger hatte mit der GEMA den Berechtigungsvertrag in der Fassung von 1996 oder früher abgeschlossen, mit dem noch keine Rechte an Klingeltönen eingeräumt worden waren. Die von der Mitgliederversammlung der GEMA in den Jahren 2002 und 2005 beschlossenen Änderungen des Berechtigungsvertrages haben am Umfang der früher eingeräumten Rechte nichts geändert. Die Bestimmung in dem vom Kläger abgeschlossenen Berechtigungsvertrag, die der GEMA ein Recht zur einseitigen Änderung des Vertrages einräumt, hat der BGH für unwirksam erachtet. 

Fall 5: 
Die Klage des A hat Erfolg, soweit die Praxis der VG Wort gegen die Rechte und Pflichten aus dem Wahrnehmungsvertrag verstößt.

I. 
Der BGH hat entschieden, dass die Verwertungsgesellschaft nicht berechtigt ist, pauschal die Hälfte ihrer Einnahmen an die Verleger oder Urheberorganisationen auszuschütten. 
Eine Verwertungsgesellschaft hat die Aufgabe, diejenigen Einnahmen aus den ihr anvertrauten Rechten und Ansprüchen an die Inhaber dieser Rechte und Ansprüche zu verteilen, § 7 S. 1 UrhWG. Die Grundlage dieser Praxis bildet der zwischen der Verwertungsgesellschaft und den Rechteinhabern geschlossene Vertrag (hier der Wahrnehmungsvertrag). Die Praxis, die Einnahmen auch an die Verleger pauschal auszukehren, ist damit nicht zu vereinbaren. Bei einer Auskehr muss zumindest darauf abgestellt werden, ob und inwieweit die Einnahmen auf der Wahrnehmung der den Verlegern übertragenen Rechte und Ansprüche beruhen. Zwar erbringen die Verleger eine Leistung, die überhaupt dazu beiträgt, dass die Urheber Einnahmen mit ihren Werken erzielen, aber dies rechtfertigt nicht die pauschale Vergütung der Verleger. 
Verlegern steht, mit Ausnahme von Presseverlegern nach § 87f Abs. 1 S. 1 UrhG, auch kein Leistungsschutzrecht zu. Nach dem Urheberrechtsgesetz haben Verleger keine Ansprüche oder Rechte, die von Verwertungsgesellschaften wahrgenommen werden können. Ein mögliches Leistungsschutzrecht oder sogar ein Vergütungsanspruch lässt sich zudem nicht aus der Bestimmung des § 63a S. 2 UrhG herleiten.
Für eine Auskehr von Einnahmen der Verwertungsgesellschaften müssen die Urheber den Verlegern ihre gesetzlichen Vergütungsansprüche mithin wirksam abtreten, § 63a S. 2 UrhG.
Die Entscheidung des BGH beruht auf dem Urteil des EuGH, wonach Verleger nicht zu den Inhabern des Vervielfältigungsrechts nach Art. 5 der RL 2001/29 gehören. Sie sind daher nicht berechtigt, einen Ausgleich von der Verwertungsgesellschaft zu erhalten, sofern sie nicht gleichzeitig verpflichtet sind, den Urhebern zumindest mittelbar die Vorteile des ihnen vorenthaltenen Anteils zukommen zu lassen. 
II. 
Die Klage des A hat daher Erfolg. Die Verleger müssen die Einnahmen der VG Wort an diese zurückzahlen. Die VG Wort muss dann ihrerseits die Rückeinnahmen an die Autoren ausschütten. 

